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Wahrheit» Klarheit Offenheit 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


.un- hrichten.d E 
er Immer noch oder schon wieder? 


U N FEINDSTAAT 
DEUTSCHLAND 


»Und bist du nicht willig 
so brauch’ ich Gewalt.« 


UN 9/2020 - Seite 2 


Das offene Wort 


Vasallenstaat 
oder nicht? 


Besatzungszone, Trizonesi- 
en, Protektorat, Vasallenstaat 
oder souveräner Rechts- 
staat? 


Die Zeiten und die Begriffe 
wechseln. Schon 1978, also 
vor 42 Jahren, wurde gegen 
die Unabhängigen Nachrich- 
ten ein Verfahren eingeleitet, 
weil wir mit dem Titel »Noti- 
zen aus dem Protektorat« 
den Staat verunglimpft hät- 
ten. Das wurde aber schnell 
beerdigt, weil wir ein Zitat von 
Kurt-Georg Kiesinger vorle- 
gen konnten: »Wir sind doch 
faktisch ein Protektorat der 
Vereinigten Staaten«. 


Wie ist es nun mit dem Begriff 
»Vasallenstaat«? In Meyers 
Großem Taschenlexikon (24 
Bände) liest man: 


»VASALL, im Mittelalter der 
Freie, der sich in den Schutz 
eines mächtigen Herrn be- 
gab, von diesem seinen Un- 
terhalt bezog und sich dafür 
zu Gehorsam und Dienst, 
später zu Rat und Hilfe ver- 
pflichtete.« 


Es wird für die Bundesregie- 
rung zu einer Nagelprobe 
werden, ob und wie sie dem 
Druck von Trump und dem 
US-Senat standhält, das 
Pipeline-Projekt zu beerdi- 
gen. Von den angedrohten 
Sanktionen sind ja nicht nur 
ein paar Manager einer Firma 
betroffen, sondern die Stadt 
Sassnitz und das Bundesland 
Mecklenburg-Vorpommern, 
denen die Hafengesellschaft 
zu 100 Prozent gehört. Und 
damit ist es ein Angriff auf die 
Bundesrepublik insgesamt. 


Also wird sich an diesem Bei- 
spiel zeigen, wie souverän 
die BRD ist oder ob man sie 
als Vasallenstaat bezeichnen 
darf, meint 


Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 


Die BRD ein Vasallenstaat? 


»Deutschland wird nicht hesetzt zum Zwecke seiner 
Befreiung, sondern als ein hesiegter Feindstaat. Ihr 
Ziel ist nicht die Unterdrückung, sondern die Besetzung 


UN - Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen 


Deutschlands, um gewisse wichtige alliierte Absichten zu 


verwirklichen.u 


US-amerikanische Direktive JCS 1067, April 1945 


Zugegeben, Sassnitz gehört si- 
cher nicht zu den Metropolen die- 
ser Welt — und doch könnte die 
Hafenstadt auf der Insel Rügen 
Geschichte schreiben: Sie ist von 
drei amerikanischen Senatoren 
(siehe Seite 3) auf die Weltbühne 
gezerrt worden. 


Es geht um »Nord Stream 2«, 
eine Erdgasleitung quer durch 
die Ostsee (siehe UN 2/2020). 


Bereits Ende 2019 beschlossen 
das US-Repräsentantenhaus 
und der Senat Sanktionen gegen 
Firmen, die am Bau beteiligt wa- 
ren. Ihnen wurde angedroht, sie 
aus dem Finanzsystem auszu- 
schließen, sie mit Einreiseverbo- 
ten und Auftragsboykott zu bele- 
gen und ihre Konten zu pfänden. 


Diese Drohungen zeigten Wir- 
kung. Die schweizerische Firma 
Allseas zog ihre Spezialschiffe, 
die bis dahin die Rohre verlegt 
hatten, zurück. 


Rußland, das wie auch die BRD 
ein hohes Interesse an der 
Fertigstellung der Leitung hat, 
schickte daraufhin die russischen 
Rohrverlege-Schiffe »Akademik 
Cherskiy« und »Fortuna«, um die 
verbleibenden rund 150 km fer- 
tigzustellen. 


Im Fährhafen Sassnitz liegen 
nun die beiden Schiffe, außer- 
dem ein Wohnschiff für 140 Ar- 
beiter. Hier lagern auch die mit 
Beton ummantelten Rohre, die 
für die Fertigstellung der Leitung 
benötigt werden. 


Um nicht direkt in Konfrontation 
mit den Russen zu gehen, such- 
ten sich die Senatoren, gestützt 
von Trump und seiner Regierung, 
das »schwächste« Glied in der 


SPIEGEL DER ZEIT 


Kette aus, und das ist der Hafen- 
betreiber. 


Sollte es der Hafenbetreiber, die 
Fährhafen Sassnitz GmbH, wei- 
terhin erlauben, daß Schiffe für 
das »Nord-Stream-2«-Projektvon 
ihm ausgerüstet und zum Weiter- 
arbeiten befähigt würden, habe 
er Sanktionen mit »fatalen Fol- 
gen« zu befürchten. Der Hafen, 
seine Mitarbeiter sowie sämtliche 
Anteilseigner würden wirtschaft- 
lich von den USA abgeschnitten. 


Dies ist dramatischer als es klin- 
gen mag - denn hier geht es 
nicht nur um eine einzelne GmbH 
oder eine nicht genehmigte Ur- 
laubsreise in die USA, hier geht 
es um das wirtschaftliche Überle- 
ben einer ganzen Region! 


Dies ist den US-amerikanischen 
Politikern sehr wohl bewußt, frei 
nach dem Mao-Motto »Bestrafe 
einen, erziehe hundert«. 


Über die Unverschämtheit dieser 
Drohungen entrüsten sich sogar 
die ansonsten eher erschrek- 
kend unkritischen Politiker und 
Medienvertreter, die sonst auf 
der Schleimspur der »engsten 
Verbündeten« kriechen. Ist ihnen 
nicht bewußt, daß es Vasallen 
nicht gestattet ist, dem Lehns- 
herren den Gehorsam zu verwei- 
gern? 


ZUM NACHDENKEN: 
»Ein Gipfel der 


Unverfrorenheit!« 


der Sassnitzer Bürgermeister 
Frank Kracht zu den US- 
Sanktionsdrohungen 
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Und bis Du nicht willig ... 


www.fb.com/UN.Nachrichten 
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United States Senate 


WASHINGTON, DE 20510 


August 5, 2020 


Harm Sievers, Managing Director of Mukran Port 


Fährhafen Sassnitz GmbH 


Im Fährhafen 20 


18546 Sassnitz / Neu Mukran 


Germany 


Fridjof Ostenberg, Legal Director of Mukran Port 


Fährhafen Sassnitz GmbH 


Im Fährhafen 20 


18546 Sassnitz / Neu Mukran 


Germany 


Dear Messrs. Sievers and Ostenberg: 


Die republikanischen Senatoren 
Ted Cruz, Tom Cotton und Ron 
Johnson drohen in einem dfreiseiti- 
gen Brief vom 5.8.2020 dem Fähr- 
hafen Sassnitz und den Geschäfts- 
führern sowie den Mitarbeitern 
schwerste Sanktionen an. 


Ihnen wird untersagt, den im Ha- 
fen liegenden russischen Verlege- 
schiffen »Fortuna« und »Akademik 
Cherskiy« »wissentlich bedeuten- 
de Güter, Dienstleistungen und Un- 
terstützung für das Nord-Stream- 
2-Projekt bereitzustellen«. 


Als ehemaliger Feind- und Besat- 
zungsstaat ist der Bundesbürger 
schon einiges gewöhnt, aber dieser 
Brief ist an Dreistigkeit und Nieder- 
tracht kaum zu überbieten. Unver- 


hohlen wird mit der wirtschaftlichen 
Vernichtung gedroht, indem man 
»die Fährhafen Sassnitz GmbH 
wirtschaftlich und finanziell von 
den Vereinigten Staaten abschnei- 
den werde. 


[...] Den Vorstandsmitgliedern, lei- 
tenden Angestellten und Aktionä- 
ren der Fährhafen Sassnitz GmbH 
wird die Einreise in die Vereinigten 
Staaten untersagt und jegliches 
Eigentum oder Interesse an Eigen- 
tum, das sie in unserem Zuständig- 
keitsbereich haben, wird eingefro- 
ren«. 

Amerikanischen Staatsbürgern 
und Firmen würde zudem verbo- 
ten, mit dem Hafen zusammen- 
zuarbeiten. »Wenn Sie weiterhin 


Waren, Dienstleistungen und Un- 
terstützung für das Nord-Stream-2- 
Projekt bereitstellen [...] würden 
Sie die zukünftige finanzielle Ren- 
tabilität Ihres Unternehmens zer- 
stören.» 


»Ihre Versorgung der Fortuna oder 
der Akademik Cherskiy wird defini- 
tiv in dem Moment sanktionsfähig, 
wenn eines der beiden Schiffe ein 
Rohr für den Bau der Nord-Stream- 
2-Pipeline ins Wasser taucht oder 
eine für das Projekt relevante 
Rohrverlegungsaktivität ausübt, 
aber Ihr Risiko erstreckt sich auf 
alle Aktivitäten im Zusammenhang 
mit Waren, Dienstleistungen oder 
Unterstützung der Pipeline«. 


billions of dollars in shareholder derivative suits for your breach of fiduciary duty. 


We urge you to take immediate action to prevent these scenarios. 


PIE Tm eE Me 


Ted Cruz 
United Sales Senator 


Tom Cotton 
United States Senator 


Ron Johnson 
Umted Stabes Senator 


DOKUMENT ZUM ZEITGESCHEHEN 
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„„. und morgen sind wir Schurkenstaat 


Vom Feindstaat während des 
Zweiten Weltkrieges über den 
Besatzungsstaat und eine Art 
Vasallentum zum Schurkenstaat 
ist es für die USA nur ein kleiner 
Schritt. 


Die noch immer gültigen und ge- 
gen Deutschland und Japan ge- 
richteten »Feindstaatenklauseln« 
in der »Charta der Vereinten Na- 
tionen« machen eine »Genehmi- 
gung« kriegerischer Handlungen 
durch den UN-Sicherheitsrat 
überflüssig. Im Klartext: Während 
bei Einmärschen in andere Län- 
der oder bei Bombardierungen in 
den letzten Jahrzehnten wenig- 
stens noch pro forma ein Mandat 
der UNO eingeholt wurde, würde 
sich dies bei Deutschland und Ja- 
pan erübrigen — da darf sofort ge- 
bombt und einmarschiert werden. 


Deutsche Politiker wollen dem 
Volk weismachen, daß die Arti- 
kel 53 und 107 in der UN-Charta 
(siehe Kasten) längst »obsolet« 
wären. Wenn das so wäre, wür- 
den diese Artikel aber nicht mehr 
darin stehen! 


Der geheime 
Staatsvertrag 


Auch wenn die Herrschenden 
versuchen, es immer wieder als 
»Verschwörungstheorie« abzu- 
tun, ist die Aussage des früheren 
Chefs des Amtes für Sicherheit 
der Bundeswehr (ASBW) und 
Präsidenten des Amtes für den 
Militärischen Abschirmdienst, 
Generalmajor a.D. Gerd-Helmut 
Komossa, in seinem Buch »Die 
Deutsche Karte: Das verdeckte 
Spiel der geheimen Dienste«, auf 
Seite 21 nicht wegzuleugnen. 


»Der geheime Staatsvertrag von 
21. Mai 1949 wurde vom Bundes- 
nachrichtendienst unter "Streng- 
ste Vertraulichkeit" eingestuft. In 
ihm wurden die grundlegenden 
Vorbehalte der Sieger für die 
Souveränität der Bundesrepu- 
blik bis zum Jahre 2099 festge- 
schrieben, was heute wohl kaum 


»Artikel 53 


(1) [...] Ohne Ermächtigung des 
Sicherheitsrats dürfen Zwangs- 
maßnahmen auf Grund regio- 
naler Abmachungen oder sei- 
tens regionaler Einrichtungen 
nicht ergriffen werden; ausge- 
nommen sind Maßnahmen ge- 
gen einen Feindstaat im Sinne 
des Absatzes 2, soweit sie in 
Artikel 107 oder in regionalen, 
gegen die Wiederaufnahme der 
Angriffspolitik eines solchen 
Staates gerichteten Abma- 
chungen vorgesehen sind; die 
Ausnahme gilt, bis der Organi- 
sation auf Ersuchen der betei- 
ligten Regierungen die Aufgabe 
zugewiesen wird, neue Angriffe 
eines solchen Staates zu ver- 
hüten. 


(2) Der Ausdruck “Feindstaat“ 
in Absatz 1 bezeichnet jeden 
Staat, der während des Zweiten 
Weltkriegs Feind eines Unter- 
zeichners dieser Charta war.« 


»Artikel 107 


Maßnahmen, welche die hierfür 
verantwortlichen Regierungen 
als Folge des Zweiten Welt- 
kriegs in bezug auf einen Staat 
ergreifen oder genehmigen, der 
während dieses Krieges Feind 
eines Uhnterzeichnerstaats die- 
ser Charta war, werden durch 
diese Charta weder außer Kraft 
gesetzt noch untersagt.« 


Charta der Vereinten Nationen (Auszug) 


jemandem bewußt sein dürfte. 
Danach wurde einmal der Medi- 
envorbehalt der alliierten Mäch- 
te über deutsche Zeitungs- und 
Rundfunkmedien bis zum Jahr 
2099 fixiert. Zum anderen wur- 
de geregelt, daß jeder Bundes- 
kanzler Deutschlands auf Anord- 
nung der Alliierten vor Ablegung 
des Amtseides die sogenannte 
"Kanzlerakte" zu unterschreiben 
hatte. Darüber hinaus bleiben 
die Goldreserven der Bundesre- 
publik durch die Alliierten gepfän- 
det.« 


Einen Beleg für diese Behaup- 
tungen gibt es nicht. Der vor 
Jahren verbreitete Nachweis ei- 
ner »Kanzlerakte« soll eine Fäl- 
schung sein. 


»Unterwerfungsbrief« 


Bezeichnend aber sind die Aus- 
sagen von Egon Bahr in Die Zeit 
(»Drei Briefe und ein Staatsge- 
heimnis«) vom 14.5.2009. Er 
berichtete über die ersten Tage 
der Amtszeit des neu gewählten 
Bundeskanzlers Willy Brandt: 


»Es war an einem der ersten 
Abende im Palais Schaumburg, 
nachdem Willy Brandt dort ein- 
gezogen war. [...] Ein hoher Be- 
amter hatte ihm drei Briefe zur 
Unterschrift vorgelegt. Jeweils 
an die Botschafter der drei Mäch- 
te - der Vereinigten Staaten, 
Frankreichs und Großbritanniens 
— in ihrer Eigenschaft als Hohe 
Kommissare gerichtet. Damit 
sollte er zustimmend bestätigen, 
was die Militärgouverneure in 
ihrem Genehmigungsschreiben 
zum Grundgesetz vom 12. Mai 
1949 an verbindlichen Vorbehal- 
ten gemacht hatten. Als Inhaber 
der unkündbaren Siegerrechte 
für Deutschland als Ganzes und 
Berlin hatten sie diejenigen Arti- 
kel des Grundgesetzes suspen- 
diert, also außer Kraft gesetzt, 
die sie als Einschränkung ihrer 
Verfügungshoheit verstanden. 


[...] Brandt war empört, daß man 
von ihm verlangte, "einen sol- 
chen Unterwerfungsbrief" zu 
unterschreiben. Schließlich sei 
er zum Bundeskanzler gewählt 
und seinem Amtseid verpflich- 
tet. Die Botschafter könnten ihn 
wohl kaum absetzen! Da muß- 
te er sich belehren lassen, daß 
Konrad Adenauer diese Briefe 
unterschrieben hatte und danach 
Ludwig Erhard und danach Kurt 
Georg Kiesinger. [...] Er schloß: 
"Also habe ich auch unterschrie- 
ben" — und hat nie wieder davon 
gesprochen.« 


»DREI BRIEFE UND EIN STAATSGEHEIMNIS« 
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»Angela, das Volk ist da!« 


(im | ken! 
M RT: 
IDERSING) 


Bei den Freiheitsdemonstra- 
tionen am 1.8. und 29.8.2020 
in Berlin haben zehntausende 
Menschen aus allen Schichten 
unseres Volkes und aus dem be- 
nachbarten Ausland ein klein we- 
nig Licht in das politische Dunkel 
in dieser Zeit gebracht. Bei dem 
Weckruf: »Angela, das Volk ist 
da!«, wurden doch einige der 
Herrschenden nervös. 


Daher versuchte der Innense- 
nator von Berlin, Andreas Gei- 
sel (SPD) als ehemaliges SED- 
Mitglied bestens vorgeprägt, mit 
juristischen Mitteln die Demon- 
stration am 29.8. zu verhindern 
— damit ist er vor den Gerichten 
krachend gescheitert. In der Ver- 
botsverfügung des Berliner Poli- 
zeipräsidenten (siehe Folgeseite) 
wurde, ganz nach Merkel-Manier, 
von »alternativlos« gesprochen: 


»Ein Verbot Ihrer Veranstaltung 
ist vorliegend alternativlos.« 
Und weiter: »Die Durchführung 
einer Öffentlichen Versammlung 
unter freiem Himmel mit der pro- 
gnostizierten Zusammensetzung 
der Teilnehmenden und in dieser 
Form beeinträchtigt nachhaltig 
das Schutzgut der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung«. 


Neben der Verbotsbegründung 
der polizeilichen Versammlungs- 


behörde machte der Innensena- 
tor noch einmal deutlich: 


»Ich bin nicht bereit, 
ein zweites Mal 
hinzunehmen, daß 
Berlin als Bühne für 
Corona-Leugner, 
Reichsbürger und 
Rechtsextremisten 
mißbraucht wird.« 
Wir können nachvollziehen, 
daß es für ein ehemaliges SED- 
Mitglied unerträglich sein muß, 
Kritiker der Regierungslinie de- 
monstrierend auf den Straßen zu 


sehen — aber das ist Demokratie, 
Herr Innensenator! 


Foto: Enno Lenze / flic.kr/p/2jBiaoz / CC BY-NC 2.0 


Nachdem dann auch das Ober- 
verwaltungsgericht entschieden 
hatte, daß die Demonstrationen 
— es hatte nicht nur »Querden- 
ken 711« zu einer Kundgebung 
aufgerufen — ohne Masken, aber 
mit Mindestabstand stattfinden 
durften, wurde Berlin zur Festung 
erklärt. 


Obwohl die Kundgebung am 1.8. 
äußerst friedlich und in entspann- 
ter Atmosphäre stattfand, wurde 
nun für den 29.8.2020 aufgerü- 
stet. 3.000 schwerst-ausgerü- 
stete Polizisten in Kampfmontur, 
Wasserwerfer, Hubschrauber 
und Räumpanzer standen bereit, 
um gegen friedliche Demonstran- 
ten eingesetzt zu werden - Bela- 
rus läßt grüßen. 


Aber auch diesmal war die Stim- 
mung, es waren wieder viele Fa- 
milien mit Kindern dabei, gelöst 
und friedfertig. Dies schien nicht 
in das Konzept der Polizeifüh- 
rung und des Herrn Innensena- 
tors zu passen. Es wurden Bilder 
von randalierenden und gegen 
die Polizei gewalttätig werden- 
den Menschen gebraucht. 


Also sperrte die Polizei die Fried- 
richstraße im Bereich der Torstra- 
Re, so daß sich die Menschen 
stauten — auch ein Ausweichen 
in die Nebenstraßen war nicht 
möglich — und so konnten die 
Mindestabstände erst recht nicht 
eingehalten werden. 


Lothar Zenetti, deutscher Theologe (1926-2019) 


LUKASCHENKO LÄSST GRÜSSEN! 
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Der Polizeipräsident in Berlin 
Lamdespolizekdirektir 
LPC 516 - Vercammlungsbehorde 


T Dair dear n Äech., 17970 Kern Plane, 
per E-Mail 

Auerdenken 71i 

Mishzel Hafteeg 


GEB senken 711.00 
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Versammlung am 29. August 2020 zu dem Thema „Berlin invites Europe - Fest 
fr Freiheit und Friedon” sowie Dausrmahnwache zum Thema "Berlin invites Eu 
rape » Fest für Frieden und FretheHt - Camp" vor 36. Augesk big 14. September 


2020 
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Nachdem die Demonstranten der 
Aufforderung der Polizei, Masken 
aufzusetzen nicht nachkommen 
konnten oder wollten, wurden 
Menschen, die sich sichtbar pas- 
siv verhielten, zum Teil unter un- 
nötiger körperlicher Gewalt fort- 
getragen, um ihre Personalien 
festzustellen. Jetzt bekamen die 
Medien ihre Bilder von zu Recht 
aufgebrachten Demonstranten. 


Vor dem Polizeieinsatz skandier- 
te die Menge noch: »Liebe Poli- 
zei, mach die Straße freil« Man 
stelle sich vor, die eingekesselte 
Antifa bäte mit diesem »Reim« 
die Polizei, die Straße wieder 
freizugeben. 


Schon im Vorfeld wurde kräf- 
tig versucht, eine Pogromstim- 
mung zu entfachen. So rief Re- 
nate Künast von den Grünen im 
SPIEGEL zur verstärkten Mei- 
nungszensur auf: 

»Samstag wird ein 
Großkampftag für 
soziale Netzwerke. Sie 
müssen zusätzliches 
Personal abstellen, die 
Kommunikation und 
bestimmte Accounts 
genau im Blick haben 
und im Zweifel Beiträge 
löschen oder Accounts 
sperren, bevor etwas 
Schlimmes passiert.« 


Foto: KenFM / https //tube.kenfm.de/ (Bildschirmausdruck) 


Großkampftag? Man stelle sich 
vor, ein AfD-Politiker hätte im Zu- 
sammenhang mit einer geneh- 
migten Demonstration von einem 
Großkampftag gesprochen und 
er hätte gefordert, die schon jetzt 
vorhandene Zensur zu verschär- 
fen — undenkbar! 


Völlig unnötig und überflüssig 
waren die Zusammenstöße zwi- 
schen der Polizei und kleinen 
Gruppen von Demonstranten 
vor der russischen Botschaft und 
vor dem Reichstag. Dies sind die 
Bilder, die von den deutschen 
Medien aus in alle Welt gehen. 
Inwieweit hier »Agents Provoca- 
teurs«, also staatlich beauftragte 
Provokateure, am Werk waren, 
wird sich im Nachhinein nicht 
feststellen lassen — auf alle Fälle 
hätten sie ihren Job erfüllt. 


Die zehntausenden, friedlichen 
Teilnehmer der Demonstrations- 
züge und der anschließenden 
Kundgebungen zwischen Sie- 
gessäule und dem Brandenbur- 
ger Tor machen den Herrschen- 
den mehr Angst, als jeder insze- 
niert wirkende »Sturm auf den 
Reichstag«. 


Das Einmalige an diesen Pro- 
testzügen ist die Vielfalt der 
Menschen, der Meinungen, der 
Altersstruktur und der politi- 
schen, weltanschaulichen und 
religiösen Ausrichtung. Die zur 
Funke Mediengruppe gehörende 
Berliner Morgenpost spricht von 


www.fb.com/UN.Nachrichten 
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einer »beunruhigenden Allianz« 
— nachvollziehbar! 


Die Wirksamkeit dieser Tage wird 
sich erst in den nächsten Tagen 
und Wochen entfalten, wenn die 
Teilnehmer ihre Wahrnehmungen 
und Erfahrungen an Verwandte, 
Freunde und Nachbarn vermittelt 
haben. 


Fakt ist, der Geist ist aus der 
Flasche und alles Wehgeheul 
der »Eliten« ändert daran nichts 
mehr. 


Wenn es dem Veranstalter jetzt 
noch gelingen würde, konkrete 
Forderungen an die politisch Ver- 
antwortlichen zu stellen, könnte 
wirklich eine breite Volksbewe- 
gung entstehen, die dem Par- 
teienkartell auf Dauer gefährlich 
werden kann — hoffen wir das 
Beste! 


»Angela, das Volk ist da!« - es 
steht bereits direkt vor der Tür. 


»Großkampftag« 
bei den Grünen 


Das bürgerschaftliiche Frak- 
tionsmitgied in Flensburg, 
David Siber (Grüne), hat am 
29.8.2020 eine Rede auf dem 
»Fest für Freiheit und Frieden« 
gehalten. 


Jetzt folgt der Rauswurf, wie 
seine Partei bereits am Folge- 
tag feststellte: »Der Flensbur- 
ger David Claudio Siber trat am 
29. August auf der Kundgebung 
„Berlin invites Europe“ in Berlin 
als Redner auf. Wir Grünen in 
Flensburg und Schleswig-Hol- 
stein distanzieren uns klar und 
in aller Entschiedenheit von sei- 
nem Auftritt sowie den Inhalten 
seiner Rede. 


Siber hat sich als Redner auf 
einer von Radikalen organisier- 
ten Demonstration, zu der u.a. 
AfD, NPD und weitere verfas- 
sungsfeindliche Organisationen 
aufriefen und an der diese auch 
teilnahmen, eindeutig gegen die 
Werte der Grünen gestellt. [...] 


Die Flensburger Ratsfraktion 
wird unmittelbar über den Aus- 
schluß von David Siber ent- 
scheiden.« 


GROSSANGRIFF AUF DIE MEINUNGSFREIHEIT 
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Wir sind kein Berlin! 


Berlin bekommt einen neuen 
Slogan. Ab September wird die 
Stadt mit »Wir sind ein Berlin« 
werben. 


Als Donald Trump völlig despek- 
tierlich und eines amerikanischen 
Präsidenten unwürdig Haiti und 
Teile Afrikas als »shithole coun- 
tries« (»Drecksloch-Länder«) be- 
zeichnete, mag ihm dabei auch 
Berlin in den Sinn gekommen 
sein? Möglich wäre es, wenn 
man sich die Verhältnisse in der 
deutschen Hauptstadt ansieht. 


Berlin ist die einzige Hauptstadt 
in der EU, deren Wirtschaftskraft 
nicht zum Wachstum des Landes 
beiträgt, sondern im Gegenteil 
das Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
senkt. Dies wäre zu verschmer- 
zen, hätte man es mit einer Stadt 
der Kunst, der Schönheit und 
Kultur zu tun — aber weit gefehlt. 


Berlin ist auf allen Gebieten 
Schlußlichtt in Deutschland -— 
nein, nicht ganz, bei der Krimi- 
nalität liegt Berlin, direkt hinter 
Frankfurt, auf Platz 2. 


Damit das im rotrotgrün regierten 
Berlin auch so bleibt, vielleicht 
ist ja sogar noch Luft nach oben, 
brüstet sich Benedikt Lux, der in- 
nenpolitischer Sprecher der Ber- 
liner Grünen-Fraktion: 
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»Gemessen an dem, was vor- 
her gelaufen ist, haben wir ei- 
nen Riesenerfolg erzielt. Wir 
haben die gesamte Führung 
fast aller Berliner Sicherheits- 
behörden ausgetauscht und 
dort ziemlich gute Leute rein- 
gebracht. Bei der Feuerwehr, 
der Polizei, der Generalstaats- 
anwaltschaft und auch beim 
Verfassungsschutz. Ich hoffe 
sehr, daß sich das in Zukunft 
bemerkbar macht.« 


Klar doch, das macht sich jetzt 
schon bemerkbar: 


e Die Berliner Polizei braucht 
nach einem Notruf zunehmend 
länger bis zum Erscheinen am 
Tat- oder Unfallort. 


e Die Polizei konnte nur noch 
bis 17.000 Teilnehmer bei der 1. 
Freiheitsdemo zählen. 


e Der Leiter der Staatsschutzab- 
teilung und der Leitenden Staats- 
anwalt werden von Ermittlungen 
gegen »Rechte« abgezogen, 
weil das »erwünschte Ergebnis« 
nicht eintritt. 


e Polizisten müssen sich recht- 
fertigen, wenn sie einen »BPoC 
(Black and People of Color)« 
kontrollieren, da sie in einem 
solchen Fall nach neuestem Ber- 
liner Recht automatisch unter 
»Rassismusverdacht« stehen. 
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e Disziplinlosigkeit, Lernverwei- 
gerung, schlechte Deutschkennt- 
nisse und Rechtschreibprobleme 
sind Alltag an der Berliner Poli- 
zeischule. 


Schaut man sich die »handeln- 
den« SPD-Personen an, wird 
einem angst und bange. Vornan 
der resignierende Bürgermeister, 
Michael Müller, dann die Staatse- 
kretärin für Dingsbums, Sawsan 
Chebli, und, nicht zu vergessen, 
Strippenzieher Kevin Kühnert. 


Allen dreien wird Berlin zu klein, 
sie wollen in den Bundestag, um 
auch den Rest der Republik zu 
ruinieren. 


Frei nach dem Motto der frü- 
hen Linksterroristen »Schaffen 
wir zwei, drei, viele Vietnam« 
könnten dann bundesweit zwei, 
drei, viele Görlitzer Parks mit 
schwarzafrikanischen Dealern 
und besetzte Häuser im Stil der 
Rigaer Straße entstehen. 


In der einst blühenden Haupt- 
stadt tummeln sich noch weitere 
»Lichtgestalten«. So auch die 
SED/PDS/Linke-Politikerin Kat- 
rin Lompscher, Verfechterin des 
grandiosen »Mietendeckels«, 
der speziell den Geringverdie- 
nern noch auf die Füße fallen 
wird. Die Dame hatte doch glatt 
»vergessen«, ihre Bezüge aus 
Verwaltungsrats- und Aufsichts- 
ratstätigkeiten beim Finanzamt 
anzugeben. Kann ja mal passie- 
ren, vor allem, wenn man sich 
auch noch einen Kopf über die 
anstehende marxistische Weltre- 
volution machen muß. Nach der 
Aufdeckung der »Abgaben-Affä- 
re« durch die AfD trat sie zurück, 
um Schaden von der Partei ab- 
zuwenden. Welcher »Schaden« 
von den SED-Nachfolgern abge- 
wendet werden soll, bleibt jedoch 
schleierhaft. 


Wer auch nur im Ansatz mit ei- 
ner rotrotgrünen Koalition im 
Bund liebäugelt, dem sei Berlin 
ein warnendes Beispiel. Dann 
könnte innerhalb weniger Jah- 
re aus ganz Deutschland ein 
»Drecksloch-Land« werden. 


BERLIN: VORBILD FÜR DEN NIEDERGANG 


UN - Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen 


www.fb.com/UN. Nachrichten 


UN 9/2020 - Seite 9 


»Zweite Welle« wird herbeigeredet 


»Neuinfektionen steigen deut- 
lich - Rollt jetzt die zweite Co- 
rona-Welle?«, »Erneut mehr als 
1000 Neuinfektionen« — solche 
oder ähnliche Meldungen wurden 
dem Bundesbürger im letzten 
Monat fast täglich serviert, um ihn 
daran zu erinnern, wie gefährlich 
»Corona« doch sei. 


Doch was bedeuten die Zahlen, 
die vom Robert Koch-Institut 
(RKI) Tag für Tag veröffentlicht 
werden? 


Dazu fanden wir im Internet einen 
Vergleich mit Gummibärchen, die 
kennt jeder und damit kann man 
die Zahlen gut erklären: 


Heute kaufen wir eine Tüte mit 
200 g Gummibärchen. In dieser 
Tüte sind 85 Gummibärchen — 20 
davon sind rot. Morgen kaufen wir 
eine ganze Dose Gummibärchen 
zu 1 kg - also 425 Gummibär- 
chen. Die Zählung ergibt 50 rote 
Gummibärchen. Zu welcher Er- 
kenntnis kommen wir? 


Erstens: »Dramatischer Anstieg 
bei roten Gummibärchen, die 
Anzahl hat sich innerhalb eines 
Tages mehr als verdoppelt!« 
oder Zweitens: »Anteil der roten 
Gummibärchen sinkt extrem — 
Anteil geht um 50 Prozent zu- 
rück!« 


Jeder, der auch nur ein bißchen 
rechnen kann, entscheidet sich 
für die zweite Variante, die erste 
wäre falsche Panikmache. 


Jetzt ersetzen wir mal die Gum- 
mibärchen durch »Corona«-gete- 
stete Bundesbürger — grüne, gel- 
be, weiße, orange und auch rote. 
Die roten Gummibärchen stehen 
dabei symbolhaft für die »positiv« 
getesteten Bürger. 


Wenn also morgen die neuesten 
»Pegelstände« heruntergebetet 
werden, denken Sie immer an die 
roten Gummibärchen! 


Die Zeitungs- und Fernsehfuzzies 
in den Redaktionsstuben könnten 
ihre »dramatischen« Meldungen 
zwar selbst ins richtige Verhältnis 
setzen, wie aber sollten sie dann 


den gutmütigen Michel von der 
Richtigkeit und Sinnhaftigkeit so 
mancher »Corona«-Verordnung 
überzeugen? 


Die Anzahl der auf »Corona« 
getesteten Personen und die Er- 
gebnisse veröffentlicht das RKI 
übrigens auch. Wöchentlich gibt 
es einen entsprechenden Bericht, 
man muß ihn eben nur lesen (sie- 
he untenstehende Tabelle). 


Die angegebenen Zahlen wieder- 
um geben auch nur die Ergeb- 
nisse der »Corona«-Tests wieder 
— wer nicht getestet wurde oder 
wird kann auch nicht in diese Sta- 


tistik einfließen, egal ob »positiv« 
oder eben nicht. 


Einziger wirklicher Anhaltspunkt 
für die verordnete Gefahr, die 
von »Corona« ausgeht, ist die 
Anzahl der Todesfälle. Mit Stand 
vom 29.8.2020 waren das 9.289, 
vorausgesetzt, die Todesursache 
wurde korrekt angegeben. 


Zum Vergleich: An »Krankenhaus- 
keimen« (Staphylokokken/MRSA 
oder E. coli) erkranken laut einer 
Schätzung des RKI jährlich bis zu 
600.000 Menschen, bis zu 20.000 
sterben daran (Pressemitteilung 
vom 15.11.2019). 


Anzahl der »Corona«-Tests 
und der »positiven« Ergebnisse in Deutschland: 


Kalenderwoche | Anzahl der Tests 


bis KW 10 


124.716 
127.457 
348.619 


361.515 31.414 8,69 
o 144 | 408.348 36.885 9,03 
380.197 30.791 8,10 
| 146 | 331.902 22.082 6,65 
326.788 12.608 3,86 

403.875 10.755 2,66 


11 

12 

14 

16 
353.467 5.218 1,48 
405.269 4.310 1,06 
326.645 2.816 0,86 
387.484 5.309 er 
466.459 3.670 0,79 
504.082 3.080 0,61 
510.103 2.990 0,59 
538.229 3.483 0,65 
570.746 4.464 0,78 
730.300 7.256 0,99 
875.524 8.407 0,96 
987.423 8.655 0,88 

Summe 11.208.091 | 274.00 | 


ositiv getestet Posiiv-Raite 
P 9 in Prozent 
3.892 3,12 
7.582 5,95 


23.820 6,83 


Zahlenquelle: »COVID-19-Lagebericht vom 26.08.2020«, Robert Koch-Institut 
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»Niemand hat die Absicht, einen ... 


In einem Gespräch mit dem 
SPIEGEL vom 5.11.2019 äußer- 
te Noch-Kanzlerin Merkel: 

»Meinungsfreiheit schließt Wider- 
spruchsfreiheit ein. Ich ermunte- 


re jeden, seine oder ihre Meinung 
zu sagen, Nachfragen muß man 
dann aber auch aushalten. Und 
gegebenenfalls sogar einen so- 
genannten Shitstorm.« 


Reine Heuchelei — 
die Wirklichkeit sieht 
völlig anders aus! 


In typisch marxistischer Rhetorik 
werden Kritiker der Regierungs- 
politik von ihr als Querulanten 
dargestellt, die sich einem sachli- 
chen Meinungsaustausch entzie- 
hen und bei Gegenwind losjam- 
mern. 


Wie Mehltau hat sich über die- 
se Republik die Angst vor einem 
»offenen Wort« gelegt. 


Auf der Arbeit, im Büro, in Ver- 
einen, in der Nachbarschaft, 
im Freundeskreis und selbst in 
der Familie traut man sich nicht 
mehr, politische Entscheidungen 
kritisch zu hinterfragen oder zu 
diskutieren. Selbst das Tagesge- 
schehen bleibt ausgeklammert, 
weil Denunzianten in diesem 
System zu »ehrenwerten« Men- 
schen geworden sind. 

Die Kritiker haben keine Angst 


vor Widerspruch, aber sie haben 
Angst vor sozialer und wirtschaft- 


L rebe [Leser gAHZ prYAF: 


Reichstagsfotos: Wie bestellt, so geliefert? 


Seit der Berlin-Demo am 29.8.2020 gehen die 
Fotos einer Gruppe mit schwarz-weiß-roten 
Fahnen vor dem Reichstag um die Welt, die Po- 
litik und Medien seitdem dazu nutzen, um die 
Gründe des friedlichen Protests von mehr als 
40.000 um die Grundrechte besorgter Bürger 
nicht hinterfragen zu müssen. 


Es ist mit Sicherheit davon auszugehen, daß der 
oberste Dienstherr aller V-Männer, der »Gegen- 
Rechts«-Kämpfer Thomas Haldenwang, von 
den Plänen wußte, auf der Treppe eine Sitzdemo 
zu veranstalten. Wenn er es nicht wußte, wo- 
für hat er denn einen Millionen-Etat für solche 
Zwecke? 


Wenn das bekannte Ziel dieser Gruppe also die 
Reichstagstreppe war, warum standen dort nur 
drei Polizisten? Ist es verwunderlich, daß viele 
Bürger sich die Frage stellen, ob das nicht eine 
bewußt geduldete, wenn nicht von ganz oben in- 
szenierte Schau war, um vom legitimen Protest 
von Zigtausenden abzulenken und sie damit zu 
diskreditieren? 


Die Pläne dieser Gruppe, die nicht zur Groß- 
demo gehörte, sondern sich abseits sammelte, 
waren laut NRW-Innenminister Herbert Reul 
seit Wochen bekannt und Berlin sei rechtzeitig 
gewarnt worden. Trotzdem standen nur 3 (drei!) 
von insgesamt 3.000 Polizisten vor der Tür, um 
den Reichstag vor einem »Sturm« zu schützen. 


Waren alle anderen 2.997 Beamten an wichtige- 
ren Zielen als dem Reichstag postiert? 


Ihe UN- Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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.- Überwachungsstaat zu errichten!« 


licher Ächtung — bis hin zur Ver- 
nichtung des bürgerlichen Lebens. 


Bereits nach der Kundgebung am 
»Tag der Freiheit« am 1.8.2020 in 
Berlin wurde als prominentes Bei- 
spiel dem Basketballspieler Joshi- 
ko Saibou von seinem Verein, den 
Telekom Baskets Bonn, fristlos 
gekündigt. Argument: Durch seine 
Teilnahme an der Demonstrati- 
on stelle er ein »Infektionsrisiko« 
dar und habe damit gegen den 
Arbeitsvertrag verstoßen. Auch 
seine Freundin, die Weitspringerin 
Alexandra Wester, berichtete, wie 
sie im Internet wüst beschimpft 
und sogar von »Freunden« ge- 
schnitten wurde. 


Wenn die Ärztekammer Hamburg 
ihre Mitglieder »warnt«, an einer 
»Corona-Demo« teilzunehmen, 
sind wir nicht mehr weit von totali- 
tären Strukturen entfernt: 


»Zwar haben auch Ärztinnen und 
Ärzte das Recht zur freien Mei- 
nungsäußerung. Bei Ärztinnen 
und Ärzten, die Mitglieder der 
Hamburger Ärztekammer sind, 
werden wir jedoch genau beob- 
achten, ob es zu Verstößen ge- 


SEPA-Lastschriftmandat 


gen die Berufsordnung kommt, 
beispielsweise durch das Ausstel- 
len falscher Atteste. Konkreten 
Hinweisen darauf nachzugehen 
gehört zu unseren gesetzlichen 
Aufgaben«. 


Das klingt nach Erpressung!? 
Aber nein, das ist lediglich die 
»Fürsorgepflicht« der Ärztekam- 
mer gegenüber ihren Mitgliedern. 


Genauso »fürsorglich« verhielt 
sich der Dienstherr gegenüber 
einem mutigen 57-jährigen Haupt- 
kommissar aus Hannover, der 
bei einer »Querdenker-Demo« in 
Dortmund auftrat. In einer vielbe- 
achteten 20-minütigen Rede sagte 
er, wie von Frau Merkel ausdrück- 
lich gewünscht, seine Meinung 
zu den Freiheitseinschränkungen 
— zwei Tage später war er schon 
vom Dienst suspendiert. 


Diese Beispiele sind nicht ein- 
mal die Spitze eines gewaltigen 
Eisberges. 


Die Repressalien und Diffamie- 
rungen gegen »Andersdenken- 
de« werden täglich mehr - es 
wird unverhohlen gedroht und 
schikaniert! 
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Politische Justiz 
— die Krankheit 
unserer Zeit 


Als die Herrschenden Flug- 
blätter, Zeitungen und Bü- 
cher verboten, indizierten 
und einstampften, schwie- 
gen alle Nichtbetroffenen; 
sie waren schließlich keine 
Verleger. 


Als die Herrschenden sogar 
Musik und Lieder auf den In- 
dex setzten, schwiegen alle; 
sie waren ja keine Musiker. 


Als die Herrschenden An- 
dersdenke bestraften und 
einsperrten, Parteien, Ver- 
bände und Versammlungen 
verboten, schwiegen viele; 
sie waren ja nicht betroffen. 


Als sie schließlich Betroffe- 
ne wurden, weil sie im Ver- 
trauen auf ihr Grundrecht 
der freien Meinungsäuße- 
rung dazu ihre Meinung 
sagten, gab es keinen mehr, 
der protestieren und ihnen 
helfen konnte. 
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Wes Brot ich ess’, des Lied ich sing’ 


Schreibt die Zeitung für den Le- 
ser, verliert sie Anzeigenkunden, 
schreibt sie für die Anzeigen- 
kunden, verliert sie Leser. Die- 
ses Dilemma der Zeitungsmedien 
beschrieb der US-amerikanische 
Journalist und Publizist Walter 
Lippmann schon 1922 in seinem 
Buch »Public Opinion«, das zu den 
Standardwerken des Journalismus 
zählt. 


Ein Dilemma, das die Unabhän- 
gigen Nachrichten nicht haben, in 
den UN gibt es keine Anzeigen! 


„Wir sind Werkzeu- 
ge und Dienstleute 
reicher Männer hinter 
der Bühne. Wir sind 
Hampelmänner. Sie 
ziehen die Fäden und 
wir tanzen. Unsere 
Zeit, unsere Fähig- 
keiten, unser Lehen, 
unsere Möglichkeiten 
sind alle das Eigentum 
anderer Menschen. 
Wir sind intellektuelle 
Prostituierte.u 


John Swinton, US-amerikani- 
scher Journalist und Publizist 


Ein Dilemma, welches heute bei 
den selbsternannten »Leitmedien« 
und »Meinungsmachern« über- 
deutlich wird. Die Anzeigenaufträ- 
ge von Öffentlichen Stellen, insbe- 


Für die Wahrung der Grund- und rrechte des Einzel 


sondere der Bundesregierung und 
den diversen Ministerien, steigen 
Jahr für Jahr, erst recht vor anste- 
henden Wahlen - gleichzeitig sin- 
ken Verkaufszahlen und Auflagen- 
höhe der Zeitungen. 


Ergebnis: Die Bundesregierung 
hat im Nachtragshaushalt 2020 
beschlossen, weitere 200 Millionen 
Euro in die »Förderung der digita- 
len Transformation des Verlagswe- 
sens zur Förderung des Absatzes 
und der Verbreitung von Abonne- 
mentzeitungen, -zeitschriften und 
Anzeigeblättern« zu stecken. 


Die »Hofberichterstattung« wird 
also verstärkt, bis sich auch der 
letzte Leser angewidert von »sei- 
ner« Tageszeitung abwendet. 


n, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen. 


Für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 
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